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3. Gesetz vom 8. November 2000, mit dem das Tiroler Jugendwohlfahrtsgesetz geändert wird

3. Gesetz vom 8. November 2000, mit dem das Tiroler Jugendwohlfahrtsgesetz geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Jugendwohlfahrtsgesetz, LGBl. Nr. 18/
1991, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 10/
1996, wird wie folgt geändert:

1. Im Titel des Gesetzes wird der Klammerausdruck
„(Tiroler Jugendwohlfahrtsgesetz)“ durch den Klammer-
ausdruck „(Tiroler Jugendwohlfahrtsgesetz – TJWG)“
ersetzt.

2. Nach § 7 wird folgende Bestimmung als § 7a ein-
gefügt:

„§ 7a

Meldungen über den Verdacht 
der Vernachlässigung, der Misshandlung 

oder des sexuellen Missbrauchs

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat jede Mel-
dung über den Verdacht der Vernachlässigung, der Miss-
handlung oder des sexuellen Missbrauchs eines Min-
derjährigen, die nach § 37 des Jugendwohlfahrtsgeset-
zes 1989, BGBl. Nr. 161, in der Fassung des Gesetzes
BGBl. I Nr. 53/1999 oder aufgrund berufsrechtlicher
Ermächtigungen oder Verpflichtungen erfolgt ist, zu
überprüfen und, wenn nach der Überprüfung zumin-
dest der Verdacht weiterhin besteht, folgende Daten
zum Zweck der Abwehr von Gefährdungen des Kin-
deswohles personenbezogen zu verarbeiten:

a) hinsichtlich des betroffenen Minderjährigen den
Namen, das Geschlecht, das Geburtsdatum, die An-
schrift, die Art der Gefährdung, die Herkunft und das
Datum der Meldung;

b) hinsichtlich der meldenden Person (Einrichtung)
den Namen (die Bezeichnung), die Anschrift und den
Beruf.

(2) Die Daten nach Abs. 1 lit. a und b dürfen nur
a) an andere Jugendwohlfahrtsbehörden zur Abwehr

der Gefährdung des Wohles eines bestimmt bezeichne-
ten Kindes oder

b) an die Landesregierung zum Zweck der Erstellung
von Konzepten und Statistiken in Angelegenheiten der
Jugendwohlfahrt
übermittelt werden.

(3) Für die Übermittlung der Daten nach Abs. 1 lit. a
und b im Rahmen des Abs. 2 lit. a kann ein Informa-
tionsverbundsystem im Sinne des § 50 des Daten-
schutzgesetzes 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, eingerich-
tet werden, dessen Auftraggeber die Bezirksverwal-
tungsbehörden sind. Die Landesregierung darf zum
Zweck der Übermittlung nach Abs. 2 lit. b direkt auf
die Daten des Informationsverbundsystems zugreifen.
Bis zur Einrichtung eines Informationsverbundsystems
erfolgt die Übermittlung von Daten nach Abs. 2 lit. a
im Wege der Landesregierung.

(4) Die Daten nach Abs. 1 lit. a und b sind periodisch
wiederkehrend auf ihre Richtigkeit zu überprüfen und
im Falle ihrer Unrichtigkeit sofort, im Übrigen spätes-
tens mit dem Erreichen der Volljährigkeit des betroffe-
nen Minderjährigen, von Amts wegen zu löschen.

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörden und die Lan-
desregierung haben organisatorische Vorkehrungen zu
treffen, die den Schutz der Geheimhaltungsinteressen
der Betroffenen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Daten-
schutzgesetzes 2000 garantieren. Als Vorkehrungen
sind insbesondere vorzusehen:

a) die Eintragung von Daten nur nach dem Vier-
augenprinzip,

b) der Schutz der Daten vor unbefugtem Zugriff,
c) die Protokollierung der Zugriffe auf die Daten und
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d) die Verschlüsselung der Daten bei deren Über-
mittlung in öffentlichen Netzen.“

3. Im Abs. 1 des § 8 wird folgender Satz angefügt:
„Die Heranziehung sonstiger geeigneter Kräfte ist

zulässig, sofern Art und Umfang der Tätigkeit keine
Fachausbildung erfordern.“

4. Im Abs. 1 des § 11 hat in der lit. a die Z. 3 zu lauten:
„3. Vermittlung der Unterbringung von Schwangeren

sowie von Müttern mit Säuglingen und Kleinkindern.“
5. Im Abs. 1 des § 11 werden in der lit. b in der Z. 2

der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgen-
de Bestimmungen als Z. 3 und 4 angefügt:

„3. Betreuung von Kindern und Jugendlichen durch
niederschwellige Dienste, wie etwa Streetwork oder
betreute Notschlafstellen;

4. Einrichtungen für Krisenintervention und Kinder-
schutz.“

6. Im Abs. 1 des § 11 wird in der lit. c in der Z. 1 die
Wortfolge „insbesondere zur Durchsetzung des Grund-
satzes der gewaltlosen Erziehung“ durch die Wortfolge
„insbesondere zur Förderung der gewaltlosen Erzie-
hung“ ersetzt.

7. Im Abs. 1 des § 13 wird in der lit. b die Wortfolge
„insbesondere zur Durchsetzung des Grundsatzes der
gewaltlosen Erziehung“ durch die Wortfolge „insbe-
sondere zur Förderung der gewaltlosen Erziehung“ er-
setzt.

8. Der Abs. 2 des § 14 hat zu lauten:
„(2) Die volle Erziehung umfasst die Pflege und Er-

ziehung eines Minderjährigen in einer Pflegefamilie, in
einer Kinderdorffamilie, in einer familienähnlichen Ein-
richtung, in einem Heim, in einer sonstigen Einrichtung
oder durch nicht ortsfeste Formen der Pädagogik, so-
fern der Jugendwohlfahrtsträger mit der Pflege und
Erziehung zur Gänze betraut wurde.“

9. Der Abs. 1 des § 20 hat zu lauten:
„(1) Pflegekinder unter 16 Jahren dürfen nur mit Be-

willigung der Bezirksverwaltungsbehörde in Pflege und
Erziehung übernommen werden, soweit im § 21 nichts
anderes bestimmt ist.“

10. Im § 21 werden in der lit. d der Strichpunkt durch
einen Punkt ersetzt und die lit. e aufgehoben.

11. Im Abs. 1 des § 23 wird im zweiten Satz das Zitat
„im Sinne des § 21 lit. a und e“ durch das Zitat „im Sinne
des § 21 lit. a“ ersetzt.

12. Der Abs. 3 des § 23 hat zu lauten:
„(3) Das Pflegegeld wird auf schriftlichen Antrag der

Pflegeeltern (Pflegepersonen) in der in der Verordnung
nach Abs. 2 festgesetzten Höhe gewährt. Im Falle eines

Sonderbedarfes eines Pflegekindes kann ein entspre-
chend höheres Pflegegeld gewährt werden. Auf die Ge-
währung des höheren Pflegegeldes besteht kein Rechts-
anspruch. Das Pflegegeld ist monatlich im Vorhinein
auszuzahlen. Für angefangene Kalendermonate gebührt
der verhältnismäßige Teil, es sei denn, dies würde für die
Pflegeeltern (Pflegepersonen) eine besondere Härte
bedeuten.“

13. Nach § 23 wird folgende Bestimmung als § 23a
eingefügt:

„§ 23a
Vergütung

(1) Personen, die mit dem betreuten Kind bis zum
dritten Grad verwandt oder verschwägert sind, oder
Vormündern, in deren Pflege und Erziehung sich das
Kind befindet, kann auf schriftlichen Antrag eine Ver-
gütung bis zur Höhe des Pflegegeldes gewährt werden.
Im Falle eines Sonderbedarfes kann eine entsprechend
höhere Vergütung gewährt werden. Bei der Gewährung
der Vergütung ist auf die Einkommens- und Vermö-
gensverhältnisse der Antragsteller, des betreuten Kin-
des und seiner leiblichen Eltern Bedacht zu nehmen.

(2) Auf die Gewährung einer Vergütung nach Abs. 1
besteht kein Rechtsanspruch.

(3) Für die Beitragspflicht der Gemeinden zum Auf-
wand des Landes Tirol für die Vergütungen nach Abs. 1
gilt § 16 Abs. 4 und 5 sinngemäß.“

14. Nach § 23a wird folgende Abschnittsbezeichnung
eingefügt:

„ 5 .  A b s c h n i t t
Tagesbetreuung“

15. Die bisherigen Abschnitte „5“ bis „9“ erhalten die
Abschnittsbezeichnungen „6“ bis „10“.

16. § 24 hat zu lauten:
„§ 24

Tagesmütter, Tagesväter,
Tagesbetreuungseinrichtungen

(1) Tagesbetreuung ist die Übernahme eines Min-
derjährigen unter 16 Jahren von anderen als bis zum drit-
ten Grad Verwandten oder Verschwägerten, Wahleltern,
dem Vormund oder anderen mit Pflege und Erziehung
betrauten Personen zur regelmäßigen und entgeltlichen
Betreuung für einen Teil des Tages, die nicht im Rahmen
des Kindergarten-, Hort- und Schulbetriebes erfolgt.
Die Betreuung kann sowohl im Haushalt einer geeigne-
ten Person (Tagesmutter, Tagesvater) als auch in Ein-
richtungen (Tagesbetreuungseinrichtungen) erfolgen.
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(2) Tagesmütter, Tagesväter und Tagesbetreuungsein-
richtungen bedürfen einer Bewilligung der Bezirksver-
waltungsbehörde. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn
aufgrund der Eignung der betreuenden Personen und der
Beschaffenheit der für die Unterbringung der Minder-
jährigen bestimmten Räume eine ordnungsgemäße Be-
treuung gewährleistet ist. Keiner Bewilligung bedürfen
Tagesbetreuungseinrichtungen, die ausschließlich von
den Erziehungsberechtigten der betreuten Kinder ge-
tragen werden.

(3) Tagesmütter, Tagesväter und Tagesbetreuungs-
einrichtungen unterliegen der Aufsicht durch die Be-
zirksverwaltungsbehörde. § 26 Abs. 3 bis 6 gilt sinnge-
mäß mit der Maßgabe, dass die Bewilligung nach Abs. 2
erlischt, wenn die Tagesbetreuung durch eine Tages-
mutter oder einen Tagesvater mindestens fünf Jahre und
durch eine Tagesbetreuungseinrichtung mindestens
zwei Jahre nicht mehr ausgeübt wurde.“

17. Die §§ 26 und 27 haben zu lauten:

„§ 26
Einrichtungen für Minderjährige

(1) Die Errichtung und der Betrieb von Einrichtun-
gen, die zur Übernahme von Minderjährigen in Pflege
und Erziehung bestimmt sind, bedürfen einer Bewilli-
gung der Landesregierung. Davon ausgenommen sind
Schülerheime im Sinne der Art. 14 und 14a B-VG.

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist zu erteilen, wenn
a) ein nach allgemein anerkannten wissenschaftlichen

Erkenntnissen erstelltes sozialpädagogisches Konzept
vorliegt,

b) für die Pflege und Erziehung der Minderjährigen
eine ausreichende Anzahl von Fachkräften zur Verfü-
gung steht,

c) die für die Unterbringung der Minderjährigen be-
stimmten Räume geeignet sind und

d) die wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine den
Aufgaben der Jugendwohlfahrt entsprechende Betreu-
ung der Minderjährigen gegeben sind.

(3) Einrichtungen im Sinne des Abs. 1 unterliegen der
Aufsicht durch die Landesregierung. Diese hat in ange-
messenen Zeitabständen, mindestens jedoch einmal
jährlich zu prüfen, ob diese Einrichtungen entsprechend
der Bewilligung nach Abs. 1 betrieben und instand ge-
halten werden. Werden behebbare Mängel festgestellt,
durch die das Wohl der Minderjährigen nicht unmittel-
bar gefährdet wird, so hat die Landesregierung dem Trä-
ger der Einrichtung die Behebung der Mängel innerhalb
einer angemessen festzusetzenden Frist aufzutragen.

(4) Der Träger einer Einrichtung im Sinne des Abs. 1
hat die Ausübung der Aufsicht durch die Landesregie-
rung nach Abs. 3 zu ermöglichen. Er hat insbesondere
den Organen und sonstigen Beauftragten der Landesre-
gierung die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, den
Zutritt zu den für die Unterbringung der Minderjähri-
gen bestimmten Räumen zu gewähren und Gespräche
mit den Minderjährigen zu ermöglichen. Er hat weiters
wichtige, den Betrieb der Einrichtung betreffende Er-
eignisse unverzüglich der Landesregierung mitzuteilen.

(5) Die Organe und sonstigen Beauftragten der Lan-
desregierung haben bei der Ausübung von Befugnissen
nach Abs. 4 unter möglichster Schonung der Interessen
der Betroffenen vorzugehen.

(6) Die Landesregierung hat die Bewilligung nach
Abs. 1 zu widerrufen, wenn

a) eine Voraussetzung für die Erteilung der Bewilli-
gung nicht mehr vorliegt,

b) Mängel festgestellt werden, durch die das Wohl der
Minderjährigen erheblich und unmittelbar gefährdet
wird,

c) Mängel festgestellt werden, die nicht behebbar
sind,

d) einem Mängelbehebungsauftrag nach Abs. 3 nicht
fristgerecht entsprochen wird oder

e) die Ausübung der Aufsicht wiederholt nicht er-
möglicht wird.

Die Bewilligung nach Abs. 1 erlischt, wenn die Ein-
richtung länger als zwei Jahre nicht mehr betrieben
wurde.

(7) Wird die Bewilligung widerrufen, so ist gleich-
zeitig die Rückführung der Minderjährigen anzuordnen
und bei Gefahr im Verzug sofort zu vollziehen.

§ 27
Jugenderholungsheime

(1) Jugenderholungsheime sind Einrichtungen, die
zur Aufnahme von Kindern und Jugendlichen zum
Zweck eines Erholungsaufenthaltes bestimmt sind,
regelmäßig betrieben und nicht in Form eines gast-
gewerblichen Beherbergungsbetriebes geführt werden.

(2) Der Träger eines Jugenderholungsheimes hat die
Aufnahme des Betriebes der Bezirksverwaltungsbehör-
de, in deren Sprengel das Jugenderholungsheim liegt,
mindestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen.

(3) Jugenderholungsheime unterliegen der Aufsicht
durch die Bezirksverwaltungsbehörde. § 26 Abs. 3 drit-
ter Satz, 4, 5 und 6 lit. b bis e gilt sinngemäß mit der
Maßgabe, dass an die Stelle des Widerrufes der Bewilli-
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gung die Untersagung des weiteren Betriebes des Ju-
genderholungsheimes tritt, bis der Grund für die Unter-
sagung nicht mehr besteht.“

18. Im Abs. 2 des § 30 werden in der lit. j der Punkt
durch einen Beistrich ersetzt und folgende Bestimmung
als lit. k angefügt:

„k) der Vorsitzende der Landesschülervertretung.“
19. Im Abs. 6 des § 30 wird im ersten Satz das Zitat

„nach Abs. 2 lit. e, f, g, h und i“ durch das Zitat „nach
Abs. 2 lit. e, f, g, h, i und k“ ersetzt.

20. Der Abs. 2 des § 32 hat zu lauten:
„(2) Für die Durchführung des Verfahrens zur Ertei-

lung oder zum Widerruf der Pflegebewilligung oder der
Bewilligung für Tagesmütter und Tagesväter ist jene
Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, in deren Spren-
gel die Pflegeeltern (Pflegepersonen) bzw. die Tages-
mutter und der Tagesvater ihren gewöhnlichen Aufent-
halt haben. Für die Durchführung des Verfahrens zur
Erteilung oder zum Widerruf der Bewilligung für Tages-
betreuungseinrichtungen ist jene Bezirksverwaltungs-
behörde zuständig, in deren Sprengel die Tagesbetreu-
ungseinrichtung betrieben wird.“

21. Die Abs. 1 und 2 des § 35 haben zu lauten:
„(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, sofern die

Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, wer

a) die Verschwiegenheitspflicht nach § 7 oder § 8
Abs. 3 verletzt,

b) unbefugt oder gegen Entgelt Pflegeplätze ver-
mittelt,

c) ein Pflegekind unter 16 Jahren ohne die nach § 20
Abs. 1 erforderliche Bewilligung aufnimmt,

d) ohne Bewilligung nach § 24 Abs. 2 die Tätigkeit
als Tagesmutter (Tagesvater) ausübt oder eine Tages-
betreuungseinrichtung führt,

e) zur unbefugten Tagesbetreuung vermittelt,
f) unbefugt oder gegen Entgelt die Annahme an Kin-

des statt vermittelt,
g) eine Einrichtung im Sinne des § 26 Abs. 1 ohne die

nach dieser Bestimmung erforderliche Bewilligung be-
treibt,

h) der Anzeigepflicht für den Betrieb eines Jugend-
erholungsheimes nach § 27 Abs. 2 nicht nachkommt,

i) den Verpflichtungen nach § 22 Abs. 2, § 24 Abs. 3
zweiter Satz in Verbindung mit § 26 Abs. 4, § 26 Abs. 4
und § 27 Abs. 3 in Verbindung mit § 26 Abs. 4 nicht
nachkommt.

Der Versuch ist strafbar.
(2) Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 lit. a bis e,

g, h und i sind von der Bezirksverwaltungsbehörde mit
einer Geldstrafe bis zu 20.000,– Schilling (1.450 Euro),
jene nach Abs. 1 lit. f mit einer Geldstrafe bis zu
500.000,– Schilling (36.330 Euro) zu ahnden.“

Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. März 2001 in Kraft, so-
weit im Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die im § 35 Abs. 2 in der Fassung des Art. I Z. 21
genannten Eurobeträge treten mit 1. Jänner 2002 in
Kraft.
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